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O Politische Rechte

Finanzreferendum – Frist 19. August 2010

Der Landrat hat am 10. Juni 2010 beschlossen:

– Verpflichtungskredit für die Umsetzung des Sprachenkonzeptes an der obligatori-
schen Schule - Einführung von Französisch ab 3. Klasse und von Englisch ab 5.
Klasse der Primarschule (2009-312)

Für die Einführung des Sprachenkonzeptes wird für die Jahre 2011 bis 2018 ein
Verpflichtungskredit in der Höhe von 12.5 Millionen Franken bewilligt.

Der Landrat hat am 17. Juni 2010 beschlossen:

– Weiterführung und Finanzierung von Take off - Tagesstruktur für Jugendliche -,
ein Präventionsprogramm für Jugendliche im sekundären Bereich für die Jahre
2010 bis 2013 (2010-137)

Für die Weiterführung des Programmes «Take off» – Tagesstruktur für Jugendli-
che wird für die Jahre 2010 bis und mit 2013 ein Verpflichtungskredit von
1'680'000 Franken (= jährlich 420'000 Franken) bewilligt.

– Harmonisierung im Bildungswesen (2009-351)

- Der Verpflichtungskredit in Höhe von CHF 32,07 Mio. für die Jahre 2010 –
2019 für die im Rahmen der Umsetzung des HarmoS-Konkordates erforderli-
chen Weiterbildungsmassnahmen und deren Organisation, für zusätzliche
Projektierungskosten, für den BL-Beitrag an die Kosten zur Erarbeitung des
Lehrplans 21, für Zusatzressourcen für die Umsetzung des Lehrplans 21 und
für zusätzliche Ressourcen der Schulleitungen für Schulraum- und Personal-
planung wird bewilligt.

- Der Verpflichtungskredit in Höhe von CHF 4,35 Mio. für die Jahre 2015/16 –
2025/26 für Besitzstandwahrung zugunsten von Sekundarlehrpersonen des
Niveaus A bei einer Weiterbeschäftigung an der Primarschule ab Schuljahr
2015/2016 wird bewilligt.

- Der Verpflichtungskredit in Höhe von CHF 3.44 Mio. für die Jahre 2011 - 2014
für das Projekt „Aufgabensammlung und Leistungschecks“ wird bewilligt.

Diese Beschlüsse unterstehen gemäss § 31 Absatz 1 Buchstabe b der Verfassung des
Kantons Basel-Landschaft dem Referendum. Allfällige Begehren um Vornahme der
Volksabstimmung sind innert 8 Wochen, d.h. bis 19. August 2010 der Landeskanzlei
einzureichen. Das Referendum ist zustandegekommen, wenn es von 1500 Stimm-
berechtigten unterschriftlich gestellt ist.

Landeskanzlei
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